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Pressemitteilung vom 04.11.2010
Gemeindetag fordert Bund und Länder auf, trotz wachsender Steuereinnahmen den haushaltspolitischen Sparkurs zu halten

Haushaltssanierung statt kreditfinanzierter Geschenke 

Stuttgart.   Angesichts der heutigen Ergebnisse der Steuerschätzung zeigt sich der Gemeindetag Baden-Württemberg zwar erfreut, jedoch nicht euphorisch. „Natürlich gefallen uns die zu erwartenden Mehreinnahmen“ sagt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Das heißt aber noch lange nicht, dass wir uns den Blick für die Realität trüben lassen“. Noch schlage die positive wirtschaftliche Entwicklung sich nämlich nicht auf die Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden nieder. Vor allem bei der Gewerbesteuer brauche es etwa zwei Jahre, bis die guten Wirtschaftsdaten in Form von Steuereinahmen sichtbar werden. Überhaupt kein Verständnis hat der Gemeindetag deshalb für die bereits von Bundespolitikern wieder eröffnete Debatte über Steuersenkungen. Nur weil die Zahlen etwas besser ausfallen als befürchtet, sei es für Entlastungen der Bürger noch zu früh. „Kreditfinanzierte Geschenke waren noch immer die teuersten aller Zeiten“, warnt Kehle. Die öffentlichen Haushalte zu sanieren müsse oberste Priorität bleiben. Für die Bürgerinnen und Bürger sei dies langfristig viel entlastender als sie kurzfristig mit Geschenken einzulullen, die ihnen suggerieren, dass die öffentlichen Kassen wieder gut gefüllt seien. „Im Gegenteil: Wenn wir uns die steigenden Sozialausgaben ansehen, die von 28,2 Milliarden Euro im Jahr 2001 bundesweit auf 41,5 Milliarden Euro 2010 gestiegen sind, werden die für die nächsten zwei Jahre prognostizierten Mehreinnahmen von 13 Milliarden Euro den Kommunen keine gefüllten Geldspeicher bescheren“, so Kehle. Im Gegenteil: Das kommunale Finanzierungsdefizit werde bundeweit nämlich auf über 15 Milliarden Euro steigen. Ein Signal für Entwarnung sieht der Gemeindetag deshalb noch nicht.

Gebührenfreies Kindergartenjahr nicht auf Kosten der Kommunen

Das von der Landesregierung im Falle eines Wahlsiegs angekündigte verpflichtende, und damit kostenlose letzte Kindergartenjahr ist für den Gemeindetag nicht akzeptabel, wenn dafür den Städten und Gemeinden weitere Mittel im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs abgezogen würden. „Wir sind sicher nicht grundlos alarmiert, wenn das Land den Eltern ein gebührenfreies Kindergartenjahr verspricht, aber gleichzeitig zugibt, dass noch nicht klar ist, woher die 80 Millionen Euro kommen sollen, die dafür benötigt werden, sagt Roger Kehle. Im Hinblick auf die bevorstehenden Finanzverhandlungen mit dem Land kündigt er deshalb an, sich einer kommunalen Finanzierung für unbesonnene Präsente des Landes klar zu widersetzen.  
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